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Sachgebiet 319 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 11/351 — 


Entwurf eines Gesetzes zur Ausführung zwischenstaatlicher 
Anerkennungs- und Vollstreckungsverträge in Zivil- und Handelssachen 
(Anerkennungs- und Vollstreckungsausführungsgesetz — AVAG) 


A. Problem 

Zur Erleichterung des Rechts- und Wirtschaftsverkehrs mit dem 
Ausland hat die Bundesrepublik Deutschland mit einigen auslän- 
dischen Staaten Verträge über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung von Zivilurteilen und sonstigen Schuldtiteln ge- 
schlossen. Neben dem Abschluß bilateraler Verträge hat sich die 
Bundesrepublik Deutschland auch an multilateralen Anerken- 
nungs- und Vollstreckungsübereinkommen beteiligt. Bisher erfor- 
derte jedes bilaterale wie multilaterale Abkommen ein gesonder- 
tes Ausführungsgesetz, was allgemein als eine zu aufwendige Ver- 
fahrensweise empfunden wird. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des vor- 
liegenden Gesetzentwurfs. 

Der Regierungsentwurf enthält eine allgemeine Ausführungsrege- 
lung, die sowohl für eine Reihe jüngerer, bereits abgeschlossener 
als auch für künftige Anerkennungs- und Vollstreckungsverträge 
gelten soll. Inhaltlich orientiert er sich am EWG-Gerichtsstands- 
und Vollstreckungsübereinkommen (GVÜ) und an dem hierzu er- 
gangenen Ausführungsgesetz. 
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C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1 1/351 — in der aus der anliegenden Zusammen- 
stellung ersichtlichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 24. Februar 1988 

Der Rechtsausschuß 

Helmrich Eylmann Stiegler 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Ausführung zwischenstaatlicher Anerkennungs- und 
Vollstreckungsverträge in Zivil- und Handelssachen (Anerkennungs- und Voll- 
streckungsausführungsgesetz — AVAG) 

— Drucksache 11/351 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung zwischenstaatlicher Anerkennungs- 
und Vollstreckungsverträge in Zivil- und 
Handelssachen 

(Anerkennungs- und Vollstreckungsaus- 
führungsgesetz — AVAG) 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ausführung zwischenstaatlicher Anerkennungs- 
und Vollstreckungsverträge in Zivil- und 
Handelssachen 

(Anerkennung- und Vollstreckungsaus- 
führungsgesetz — AVAG) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: sen: 


ERSTER TEIL 
Anwendungsbereich 


ERSTER TEIL 
Anwendungsbereich 


§1 §1 

(1) Die Ausführung der in § 35 genannten zwischen- unverändert 

staatlichen Verträge zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und anderen Staaten über die gegensei- 
tige Anerkennung und Vollstreckung von Schuldti- 
teln in Zivil- und Handelssachen unterliegt diesem 
Gesetz. 

(2) Die Regelungen der zwischenstaatlichen Ver- 
träge werden durch die Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht berührt. Dies gilt insbesondere für die Regelun- 
gen über 

1. den sachlichen Anwendungsbereich, 

2. die Art der Entscheidungen und sonstigen Schuld- 
titel, die im Geltungsbereich dieses Gesetzes aner- 
kannt oder zur Zwangsvollstreckung zugelassen 
werden können, 

3. das Erfordernis der Rechtskraft der Entscheidun- 
gen, 

4. die Art der Urkunden, die im Verfahren vorzulegen 
sind und 

5. die Gründe, die zur Versagung der Anerkennung 
oder Zulassung der Zwangsvollstreckung führen. 
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ZWEITER TEIL 

Zulassung der Zwangsvollstreckung 
aus Entscheidungen, Prozeßvergleichen 
und öffentlichen Urkunden 

ERSTER ABSCHNITT 

Zuständigkeit, Feriensache 


ZWEITER TEIL 

Zulassung der Zwangsvollstreckung 
aus Entscheidungen, Prozeßvergleichen 
und öffenthchen Urkunden 

ERSTER ABSCHNITT 

Zuständigkeit, Feriensache 


§2 §2 

(1) Für die Vollstreckbarerklärung von Entschei- unverändert 

düngen, Prozeßvergleichen und öffentlichen Urkun- 
den aus einem anderen Staat ist das Landgericht aus- 
schließlich zuständig. 

(2) Örtlich zuständig ist ausschheßlich das Gericht, 
in dessen Bezirk der Schuldner seinen Wohnsitz hat, 
oder, wenn er im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
keinen Wohnsitz hat, das Gericht, in dessen Bezirk die 
Zwangsvollstreckung durchgeführt werden soll. Der 
Sitz von Gesellschaften und juristischen Personen 
steht dem Wohnsitz gleich. 

(3) Die Verfahren im Sinne des Absatzes 1 sind Fe- 
riensachen. 


ZWEITER ABSCHNITT 


ZWEITER ABSCHNITT 


Erteilung der Vollstreckungsklausel 


Erteilung der Vollstreckungsklausel 


§3 §3 

(1) Der in einem anderen Staat vollstreckbare unverändert 

Schuldtitel wird dadurch zur Zwangsvollstreckung 

zugelassen, daß er auf Antrag mit der Vollstreckungs- 
klausel versehen wird. 

(2) Der Antrag auf Erteilimg der Vollstreckungs- 
klausel kann bei dem Landgericht schriftlich einge- 
reicht oder mündlich zu Pfotokoll der Geschäftsstelle 
erklärt werden. 

(3) Ist der Antrag entgegen § 184 des Gerichtsver- 
fassungsgesetzes nicht in deutscher Sprache abge- 
faßt, so kann das Gericht dem Antragsteller auf geben, 
eine Übersetzung des Antrags beizubringen, deren 
Richtigkeit von einer im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes oder in einem anderen Vertragsstaat hierzu 
befugten Person bestätigt worden ist. 

(4) Der Ausfertigung des Schuldtitels, der mit der 
Vollstreckungsklausel versehen werden soU, und sei- 
ner Übersetzung, falls eine solche vorgelegt wird, sol- 
len zwei Abschriften beigefügt werden. 


§4 §4 

(1) Der Antragsteller hat in dem Antrag einen Zu- unverändert 

stellungsbevollmächtigten zu benennen. Anderen- 
falls können alle Zustellungen an den Antragsteller 
bis zur nachträglichen Benennung eines ZusteUungs- 
bevoUmächtigten durch Aufgabe zur Post (§§ 175, 

192, 213 der Zivilprozeßordnung) bewirkt werden. 
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(2) Zum Zusteliungsbevollmächtigten ist eine Per- 
son zu bestellen, die im Bezirk des angerufenen Ge- 
richts wohnt. Der Vorsitzende kann die Bestellung 
einer Person mit einem Wohnsitz im übrigen Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes zulassen. 

(3) Der Benennung eines Zustellungsbevollmäch- 
tigten bedarf es nicht, wenn der Antragsteller einen 
bei einem deutschen Gericht zugelassenen Rechtsan- 
walt oder eine andere Person zu seinem Bevollmäch- 
tigten für das Verfahren bestellt hat. Der Bevollmäch- 
tigte, der nicht bei einem deutschen Gericht zugelas- 
sener Rechtsanwalt ist, muß im Bezirk des angerufe- 
nen Gerichts wohnen; der Vorsitzende kann von die- 
sem Erfordernis absehen, wenn der Bevollmächtigte 
einen anderen Wohnsitz im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hat. 

(4) § 5 des Gesetzes zur Durchführung der Richtiinie 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften zur Er- 
leichterung der tatsächhchen Ausübung des freien 
Dienstleistungsverkehrs der Rechtsanwälte (BGBl. 

1980 I S. 1453) bleibt unberührt. 


§5 §5 

(1) Über den Antrag entscheidet der Vorsitzende unverändert 

einer Zivilkammer ohne Anhörung des Schuldners 

und ohne mündliche Verhandlung. Jedoch kann eine 
mündhche Erörterung mit dem Antragsteller oder sei- 
nem Bevollmächtigten stattfinden, wenn der Antrag- 
steller oder der Bevollmächtigte hiermit einverstan- 
den ist und die Erörterung der Beschleunigung 
dient. 

(2) In dem Verfahren vor dem Vorsitzenden ist die 
Vertretung durch einen Rechtsanwalt nicht erforder- 
hch. 


§ 6 § 6 

(1) Hängt die Zwangsvollstreckung nach dem Inhalt unverändert 

des Schuldtitels von einer dem Gläubiger obliegen- 
den Sicherheitsleistung, dem Ablauf einer Frist oder 

dem Eintritt einer anderen Tatsache ab oder wird die 
Vollstreckungsklausel zugunsten eines anderen als 
des in dem Schuldtitel bezeichneten Gläubigers oder 
gegen einen anderen als den darin bezeichneten 
Schuldner beahtragt, so ist die Frage, inwieweit die 
Zulassung der Zwangsvollstreckung von dem Nach- 
weis besonderer Voraussetzungen abhängig oder ob 
der Schuld titel für oder gegen den anderen vollstreck- 
bar ist, nach dem Recht des Staates zu entscheiden, in 
dem der Schuldtitel errichtet ist. Der Nachweis ist 
durch Urkunden zu führen, es sei denn, daß die Tat- 
sachen bei dem Gericht offenkundig sind. 

(2) Kann der Nachweis durch Urkunden nicht ge- 
führt werden, so ist auf Antrag des Gläubigers der 
Schuldner zu hören. In diesem Fall sind alle Beweis- 
mittel zulässig. Der Vorsitzende kann auch die münd- 
hche Verhandlung anordnen. 
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§7 

Ist die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel 
zuzulassen, so ordnet der Vorsitzende an, daß der 
Schuldtitel mit der VoUstreckungsklausel zu versehen 
ist. In der Anordnung ist die zu vollstreckende Verur- 
teilung oder Verpflichtung in deutscher Sprache wie- 
derzugeben. 


§8 

(1) Auf Grund der Anordnung des Vorsitzenden 
(§ 7) erteilt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 
die Vollstreckungsklausel in folgender Form: 

„Vollstreckungsklausel nach § 3 des Gesetzes vom 
. . . zur Ausführung zwischenstaatlicher Anerken- 
nungs- und Vollstreckungsverträge in Zivil- und 
Handelssachen (BGBl . . .). Gemäß der Anordnung 
des . . . (Bezeichnung des Vorsitzenden, des Ge- 
richts und der Anordnung) ist die Zwangsvollstrek- 
kung aus . . . (Bezeichnung des Schuldtitels) zugun- 
sten des . . . (Bezeichnung des Gläubigers) gegen 
den . . . (Bezeichnung des Schuldners) zulässig. 

Die zu vollstreckende VerurteilungA/erpflichtung 
lautet: . . . (Angabe der Urteilsformel oder des Aus- 
spruchs des Gerichts oder der dem Schuldner aus 
dem Prozeßvergleich oder der öffentlichen Urkunde 
obliegenden Verpflichtung in deutscher Sprache; 
aus der Anordnung des Vorsitzenden zu überneh- 
men). 

Die Zwangsvollstreckung darf über Maßregeln zur 
Sicherung nicht hinausgehen, bis der Gläubiger 
eine gerichtliche Anordnung oder ein Zeugnis vor- 
legt, daß die Zwangsvollstreckung unbeschränkt 
stattfinden darf.“ 

Lautet der Schuldtitel auf Leistung von Geld, so ist der 
Vollstreckungsklausel folgender Zusatz anzufügen: 

„ Solange die Zwangsvollstreckung über Maßregeln 
zur Sicherung nicht hinausgehen darf, kann der 
Schuldner die Zwangsvollstreckung durch Leistung 
einer Sicherheit in Höhe von . . . (Angabe des Betra- 
ges, wegen dessen der Gläubiger vollstrecken darf) 
abwenden. “ 

(2) Wird die Zwangsvollstreckung nur für einen 
oder mehrere der durch die ausländische Entschei- 
dung zuerkannten oder in einem anderen Schuldtitel 
niedergelegten Ansprüche oder nur für einen Teil des 
Gegenstands der Verurteilung oder der Verpflichtung 
zugelassen, so ist die Vollstreckungsklausel als „Teü- 
VoUstreckungsklausel nach § 3 des Gesetzes vom . . . 
zur Ausführung zwischenstaatlicher Anerkennungs- 
und VoUstreckungs Verträge in Zivil- und Handelssa- 
chen (BGBl . . .)“ zu bezeichnen. 

(3) Die Vollstreckungsklausel ist von dem Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle zu unterschreiben und 
mit dem Gerichtssiegel zu versehen. Sie ist entweder 
auf die Ausfertigung des Schuldtitels oder auf ein da- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§7 

unverändert 


§8 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die Vollstreckungsklausel ist von dem Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle zu unterschreiben und 
mit dem Gerichtssiegel zu versehen. Sie ist entweder 
auf die Ausfertigung des Schuldtitels oder auf ein da- 
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mit zu verbindendes Blatt zu setzen. Die beglaubigte 
Übersetzung des Schuldtitels ist mit der Ausfertigung 
zu verbinden. 

(4) Auf die Kosten des Verfahrens vor dem Vorsit- 
zenden ist § 788 der Zivilprozeßordnung entspre- 
chend anzuwenden. 


§9 

(1) Eine beglaubigte Abschrift des mit der Vollstrek- 
kungsklausel versehenen Schuldtitels und gegebe- 
nenfalls seiner Übersetzung ist dem Schuldner von 
Amts wegen zuzustellen. 

(2) Muß die Zustellung an den Schuldner außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes oder durch öf- 
fentliche Bekanntmachung erfolgen und hält der Vor- 
sitzende die Frist zur Einlegung der Beschwerde von 
einem Monat (§11 Abs. 2) nicht für ausreichend, so 
bestimmt er eine längere Beschwerdefrist. Die Frist ist 
in der Anordnung, daß der Schuldtitel mit der Voll- 
streckungsklausel zu versehen ist (§7), oder nach- 
träglich durch besonderen Beschluß, der ohne münd- 
liche Verhandlung erlassen wird, zu bestimmen. Die 
Frist beginnt, auch im Fall der nachträglichen Festset- 
zung, mit der Zustellung des mit der Vollstreckungs- 
klausel versehenen Schuldtitels. 

(3) Dem Antragsteller sind die mit der Vollstrek- 
kungsklausel versehene Ausfertigung des Schuldti- 
tels und eine Bescheinigung über die bewirkte Zustel- 
lung zu übersenden. In den Fällen des Absatzes 2 ist 
die festgesetzte Frist für die Einlegung der Be- 
schwerde auf der Bescheinigung über die bewirkte 
Zustellung zu vermerken. 


§ 10 

Ist der Antrag nicht zulässig oder nicht begründet, 
lehnt ihn der Vorsitzende durch Beschluß ab. Der Be- 
schluß ist zu begründen. Die Kosten sind dem Antrag- 
steller aufzuerlegen. 


DRITTER ABSCHNITT 

Beschwerde, Vollstreckungsgegenklage 


§ 11 

(1) Der Schuldner kann gegen die Zulassung der 
Zwangsvollstreckung Beschwerde einlegen. 

(2) Die Beschwerde ist, soweit nicht nach § 9 Abs. 2 
eine längere Frist bestimmt wird, innerhalb eines Mo- 
nats einzulegen. 

(3) Die Beschwerdefrist ist eine Notfrist und beginnt 
mit der Zustellung des mit der Vollstreckungsklausel 
versehenen Schuldtitels. 


mit zu verbindendes Blatt zu setzen. Falls eine Über- 
setzung des Schuldtitels vorliegt, ist sie mit der Aus- 
fertigung zu verbinden. 

(4) unverändert 

§9 

unverändert 


§ 10 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 

Beschwerde, Vollstreckungsgegenklage 


unverändert 
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§ 12 

(1) Die Beschwerde des Schuldners gegen die Zu- 
lassung der Zwangsvollstreckung wird bei dem Ober- 
landesgericht durch Einreichen einer Beschwerde- 
schrift oder durch Erklärung zu Protokoll der Ge- 
schäftsstelle eingelegt. Der Beschwerdeschrift soll die 
für ihre Zustellung erforderliche Zahl von Abschriften 
beigefügt werden. 

(2) Die Zulässigkeit der Beschwerde wird nicht da- 
durch berührt, daß sie statt bei dem Oberlandesge- 
richt bei dem Landgericht eingelegt wird, das die 
Zwangsvollstreckung zugelassen hat (§5); die Be- 
schwerde ist unverzüglich von Amts wegen an das 
Oberlandesgericht abzugeben. 

(3) Die Beschwerde ist dem Gläubiger von Amts 
wegen zuzustellen. 


§ 13 

Der Schuldner kann mit der Beschwerde, die sich 
gegen die Zulassung der Zwangsvollstreckung rich- 
tet, auch Einwendungen gegen den Anspruch selbst 
insoweit geltend machen, als die Gründe, auf denen 
die Einwendungen beruhen, erst nach dem Erlaß der 
Entscheidung, dem Abschluß des Vergleichs oder der 
Errichtung der öffentlichen Urkunde entstanden 
sind. 


§ 14 

(1) Über die Beschwerde entscheidet das Oberlan- 
desgericht durch Beschluß, der mit Gründen zu verse- 
hen ist. Der Beschluß kann ohne mündliche Verhand- 
lung ergehen. Der Beschwerdegegner ist vor der Ent- 
scheidung zu hören. 

(2) Solange eine mündliche Verhandlung nicht an- 
geordnet ist, können zu Protokoll der Geschäftsstelle 
Anträge gestellt und Erklärungen abgegeben wer- 
den. Wird die mündliche Verhandlung angeordnet, so 
gilt für die Ladung § 215 der Zivilprozeßordnung. 

(3) Eine vollständige Ausfertigung des Beschlusses 
ist dem Gläubiger und dem Schuldner auch dann von 
Amts wegen zuzustellen, wenn der Beschluß verkün- 
det worden ist. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 12 

unverändert 


§ 13 

(1) Der Schuldner kann mit der Beschwerde, die sich 
gegen die Zulassung der Zwangsvollstreckung aus 
einer Entscheidung richtet, auch Einwendungen ge- 
gen den Anspruch selbst insoweit geltend machen, als 
die Gründe, auf denen sie beruhen, erst nach dem 
Erlaß der Entscheidung entstanden sind. 


(2) Mit der Beschwerde, die sich gegen die Zulas- 
sung der Zwangsvollstreckung aus einem Prozeßver- 
gleich oder einer öffentlichen Urkunde richtet, kann 
der Schuldner die Einwendungen gegen den An- 
spruch selbst ungeachtet der in Absatz 1 enthaltenen 
Beschränkung geltend machen. 


§ 14 

unverändert 
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§ 15 § 15 

(1) Ist die Zwangsvollstreckung aus einem Schuldti** unverändert 

tel zugelassen, so kann der Schuldner Einwendungen 

gegen den Anspruch selbst in einem Verfahren nach 
§ 767 der Zivilprozeßordnung nur geltend machen, 
wenn die Gründe, auf denen seine Einwendungen 
beruhen, erst 

1. nach Ablauf der Frist, innerhalb derer er die Be- 
schwerde hätte einlegen können, oder 

2. falls die Beschwerde eingelegt worden ist, nach 
Beendigung dieses Verfahrens 

entstanden sind. 

(2) Die Klage nach § 767 der Zivilprozeßordnung ist 
bei dem Landgericht zu erheben, das über den Antrag 
auf Erteilung der Vollstreckungsklausel entschieden 
hat. 


§ 16 § 16 

(1) Gegen den ablehnenden Beschluß des Vorsit- unverändert 

zenden (§10) kann der Antragsteller Beschwerde ein- 
legen; die §§12 und 14 sind entsprechend anzuwen- 

den. 

(2) Aufgrund des Beschlusses, durch den die 
Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel zugelassen 
wird, erteilt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 
des Oberlandesgerichts die Vollstreckungsklausel. 

§ 7 Satz 2 und § 8 Abs. 1 bis 3 sind entsprechend anzu- 
wenden. Ein Zusatz, daß die Zwangsvollstreckung 
über Maßregeln zur Sicherung nicht hinausgehen 
darf, ist nur aufzunehmen, wenn das Oberlandesge- 
richt eine entsprechende Anordnung nach diesem Ge- 
setz (§ 24 Abs. 2, § 44 Abs. 1 Nr. 1 oder § 50 Abs. 1 
Nr. 1) erlassen hat. Der Inhalt des Zusatzes bestimmt 
sich nach dem Inhalt der Anordnung. 


VIERTER ABSCHNITT VIERTER ABSCHNITT 

Rechtsbeschwerde Rechtsbeschwerde 

§ 17 § 17 

(1) Gegen den Beschluß des Oberlandesgerichts fin- unverändert 

det die Rechtsbeschwerde statt, wenn gegen diese 

Entscheidung, wäre sie durch Endurteil ergangen, die 
Revision gegeben wäre, 

(2) Die Rechtsbeschwerde ist innerhalb eines Mo- 
nats einzulegen. 

(3) Die Rechtsbeschwerdefrist ist eine Notfrist und 
beginnt mit der Zustellung des Beschlusses (§ 14 
Abs. 3, § 16 Abs. 1). 
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§ 18 

(1) Die Rechtsbeschwerde wird durch Einreichen 
der Beschwerde Schrift bei dem Bundesgerichtshof 
eingelegt. 

(2) Die Rechtsbeschwerde ist zu begründen. § 554 
der Zivilprozeßordnung ist entsprechend anzuwen- 
den. 

(3) Mit der Beschwerdeschrift soll eine Ausfertigung 
oder beglaubigte Abschrift des Beschlusses, gegen 
den die Rechtsbeschwerde sich richtet, vorgelegt wer- 
den. 

(4) Die Beschwerdeschrift ist dem Beschwerdegeg- 
ner von Amts wegen zuzusteUen. Der Beschwerde- 
schrift und ihrer Begründung soll die für ihre Zustel- 
lung erforderliche Zahl von Abschriften beigefügt 
werden. 


§ 19 

(1) Der Bundesgerichtshof kann nur überprüfen, ob 
der Beschluß auf einer Verletzung eines Anerken- 
nungs- und VoUstreckungsvertrages oder eines ande- 
ren Gesetzes beruht. Die §§ 550 und 551 der Zivilpro- 
zeßordnung sind entsprechend anzuwenden. Der 
Bundesgerichtshof darf nicht prüfen, ob das Gericht 
seine örtliche Zuständigkeit zu Unrecht angenommen 
hat. 

(2) Der Bundesgerichtshof ist an die in dem ange- 
fochtenen Beschluß getroffenen tatsächlichen Fest- 
stellungen gebunden, es sei denn, daß in bezug auf 
diese Feststellungen zulässige und begründete Ein- 
wände vor gebracht worden sind. 

(3) Auf das Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
sind die §§ 556, 558, 559, 563, 573 Abs. 1 und die 
§§ 574 und 575 der Zivilprozeßordnung entsprechend 
anzuwenden. 

(4) Wird die Zwangsvollstreckung aus dem Schuld- 
titel erstmals durch den Bundesgerichtshof zugelas- 
sen, so erteüt der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle 
dieses Gerichts die Vollstreckungsklausel. § 7 Satz 2 
und § 8 Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend. Ein Zusatz 
über die Beschränkung der Zwangsvollstreckung ent- 
fällt. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Beschränkung der Zwangsvollstreckung 
auf Sicherungsmaßregeln und Fortsetzung 
der Zwangsvollstreckung 


§20 

Die Zwangsvollstreckung ist auf Sicherungsmaßre- 
geln beschränkt, solange die Frist zur Einlegung der 
Beschwerde noch läuft und solange über die Be- 
schwerde noch nicht entschieden ist. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 18 

unverändert 


§ 19 

(1) unverändert 


(2) unverändert 

(3) Auf das Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
sind die §§ 554b, 556, 558, 559, 563, 573 Abs. 1 und 
die §§ 574 und 575 der Zivilprozeßordnung entspre- 
chend anzuwenden. 

(4) unverändert 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Beschränkung der Zwangsvollstreckung 
auf Sicherungsmaßregeln und Fortsetzung 
der Zwangsvollstreckung 

§20 

unverändert 
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§ 21 

Einwendungen des Schuldners, daß bei der 
Zwangsvollstreckung die Beschränkung auf Siche- 
rungsmaßregeln nach dem zwischenstaatlichen Ver- 
trag, nach diesem Gesetz oder auf Grund einer auf 
diesem Gesetz beruhenden Anordnung (§§20, 24 
Abs. 2, §§ 44, 50) nicht eingehalten werde, oder Ein- 
wendungen des Gläubigers, daß eine bestimmte Maß- 
nahme der Zwangsvollstreckung mit dieser Beschrän- 
kung vereinbar sei, sind im Wege der Erinnerung 
nach § 766 der Zivilprozeßordnung bei dem Vollstrek- 
kungsgericht (§ 764 der Zivilprozeßordnung) geltend 
zu machen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 21 

unverändert 


§ 22 

(1) Solange die Zwangsvollstreckung aus einem 
Schuldtitel, der auf Leistung von Geld lautet, nicht 
über Maßregeln der Sicherung hinausgehen darf, ist 
der Schuldner befugt, die Zwangsvollstreckung durch 
Leistung einer Sicherheit in Höhe des Betrags abzu- 
wenden, wegen dessen der Gläubiger vollstrecken 
darf. 

(2) Die Zwangsvollstreckung ist einzusteUen und 
bereits getroffene Vollstreckungsmaßregeln sind auf- 
zuheben, wenn der Schuldner durch eine öffentliche 
Urkunde die zur Abwendung der Zwangsvollstrek- 
kung erforderliche Sicherheitsleistung nachweist. 


§ 22 

unverändert 


§ 23 § 23 

Ist eine bewegliche Sache gepfändet und darf die unverändert 

Zwangsvollstreckung nicht über Maßregeln zur Si- 
cherung hinausgehen, kann das Vollstreckungsge- 
richt auf Antrag anordnen, daß die Sache versteigert 
und der Erlös hinterlegt werde, wenn sie der Gefahr 
einer beträchtlichen Wertminderung ausgesetzt ist 
oder wenn ihre Aufbewahrung unverhältnismäßige 
Kosten verursachen würde. 


§ 24 § 24 

(1) Weist das Oberlandesgericht die Beschwerde unverändert 

des Schuldners gegen die Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung (§ 11) zurück oder läßt es auf die Be- 
schwerde des Gläubigers (§16 Abs. 1) die Zwangs- 
vollstreckung aus dem Schuldtitel zu, so kann die 

Zwangsvollstreckung über Maßregeln zur Sicherung 
hinaus fortgesetzt werden. 

(2) Auf Antrag des Schuldners kann das Oberlan- 
desgericht anordnen, daß bis zum Ablauf der Frist zur 
Einlegung der Rechtsbeschwerde (§ 17) oder bis zur 
Entscheidung über diese Beschwerde die Zwangs- 
vollstreckung nicht oder nur gegen Sicherheitslei- 
stung über Maßregeln zur Sicherung hinausgehen 
darf. Die Anordnung darf nur erlassen werden, wenn 
glaubhaft gemacht wird, daß die weitergehende VoU- 
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Streckung dem Schuldner einen nicht zu ersetzenden 
Nachteil bringen würde. § 713 der Zivilprozeßord- 
nung ist entsprechend anzuwenden. 

(3) Wird die Rechtsbeschwerde gegen den Beschluß 
des Oberlandesgerichts eingelegt, kann der Bundes- 
gerichtshof auf Antrag des Schuldners eine Anord- 
nung nach Absatz 2 erlassen. Der Bundesgerichtshof 
kann auf Antrag des Gläubigers eine nach Absatz 2 
erlassene Anordnung des Oberlandesgerichts abän- 
dern oder auf heben. 


§ 25 § 25 

(1) Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel, unverändert 

den der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 

Landgerichts mit der Vollstreckungsklausel versehen 
hat, ist auf Antrag des Gläubigers über Maßregeln zur 
Sicherung hinaus fortzusetzen, wenn das Zeugnis des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts 
vorgelegt wird, daß die Zwangsvollstreckung unbe- 
schränkt stattfinden darf. 

(2) Das Zeugnis ist dem Gläubiger auf seinen An- 
trag zu erteilen, 

1. wenn der Schuldner bis zum Ablauf der Beschwer- 
defrist keine Beschwerdeschrift eingereicht hat; 

2. wenn das Oberlandesgericht die Beschwerde des 
Schuldners zurückgeMüesen und keine Anordnung 
nach § 24 Abs. 2 erlassen hat; 

3. wenn der Bundesgerichtshof die Anordnung des 
Oberlandesgerichts nach § 24 Abs. 2 aufgehoben 
hat (§ 24 Abs. 3 Satz 2) oder 

4. wenn der Bundesgerichtshof den Schuldtitel zur 
Zwangsvollstreckung zugelassen hat. 

(3) Aus dem Schuldtitel darf die Zwangsvollstrek- 
kung, selbst wenn sie auf Maßregeln der Sicherung 
beschränkt ist, nicht mehr stattfinden, sobald ein Be- 
schluß des Oberlandesgerichts, daß der Schuldtitel 
zur Zwangsvollstreckung nicht zugelassen werde, 
verkündet oder zugestellt ist. 


§ 26 § 26 

(1) Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel, unverändert 

zu dem der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 

Oberlandesgerichts die Vollstreckungsklausel mit 
dem Zusatz erteilt hat, daß die Zwangsvollstreckung 
auf Grund der Anordnung des Gerichts nicht über 
Maßregeln zur Sicherung hinausgehen darf (§16 
Abs. 2 Satz 3), ist auf Antrag des Gläubigers fortzuset- 
zen, wenn das Zeugnis des Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle dieses Gerichts vorgelegt wird, daß die 
Zwangsvollstreckung unbeschränkt stattfinden darf. 

(2) Das Zeugnis ist dem Gläubiger auf seinen An- 
trag zu erteilen, 

1. wenn der Schuldner bis zum Ablauf der Frist zur 
Einlegung der Rechtsbeschwerde (§17 Abs. 2) 
keine Beschwerdeschrift eingereicht hat; 
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2. wenn der Bundesgerichtshof die Anordnung des 
Oberlandesgerichts nach § 24 Abs. 2 aufgehoben 
hat (§ 24 Abs. 3 Satz 2) oder 

3. wenn der Bundesgerichtshof die Rechtsbe- 
schwerde des Schuldners zurückgewiesen hat. 

DRITTER TEIL 

Feststellung der Anerkennung 
einer Entscheidung 

§ 27 

Auf das Verfahren, das die Feststellung zum Ge- 
genstand hat, ob die Entscheidung anzuerkennen ist, 
sind die §§ 2 bis 6, 9 bis 14 und 16 bis 19 entsprechend 
anzuwenden. 


§ 28 

Ist der Antrag auf Feststellung begründet, so be- 
schließt der Vorsitzende, daß die Entscheidung anzu- 
erkennen ist; die Kosten sind dem Antragsgegner auf- 
zuerlegen. Dieser kann die Beschwerde (§ 11) auf die 
Entscheidung über den Kostenpunkt beschränken. In 
diesem Falle sind die Kosten dem Antragsteller aufzu- 
erlegen, wenn der Antragsgegner nicht durch sein 
Verhalten zu dem Antrag auf Feststellung Veranlas- 
sung gegeben hat. 


VIERTER TEIL 

Aufhebung oder Änderung der Beschlüsse über 
die Zulassung der Zwangsvollstreckung oder die 
Anerkennung 

§ 29 

(1) Wird der Schuldtitel in dem Staat, in dem er 
errichtet worden ist, aufgehoben oder geändert und 
kann der Schuldner diese Tatsache in dem Verfahren 
der Zulassung der Zwangsvollstreckung nicht mehr 
geltend machen, so kann er die Aufhebung oder Än- 
derung der Zulassung in einem besonderen Verfahren 
beantragen. 

(2) Für die Entscheidung über den Antrag ist das 
Landgericht ausschließlich zuständig, das über den 
Antrag auf Erteilung der VoUstreckungsklausel ent- 
schieden hat. 

(3) Der Antrag kann bei dem Gericht schriftlich oder 
durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle ge- 
stellt werden. Über den Antrag kann ohne mündhche 
Verhandlung entschieden werden. Vor der Entschei- 
dung ist der Gläubiger zu hören. § 14 Abs. 2 ist ent- 
sprechend anzuwenden. Die Entscheidung ergeht 
durch Beschluß, der dem Gläubiger und dem Schuld- 
ner auch dann von Amts wegen zuzustellen ist, wenn 
er verkündet wurde. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


DRITTER TEIL 

Feststellung der Anerkennung 
einer Entscheidung 

§ 27 

unverändert 

§ 28 

unverändert 


VIERTER TEIL 

Aufhebung oder Änderung der Beschlüsse über 
die Zulassung der Zwangsvollstreckung oder die 
Anerkennung 

§ 29 

unverändert 
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(4) Der Beschluß unterhegt der sofortigen Be- 
schwerde. Die Frist, innerhalb derer die sofortige Be- 
schwerde einzulegen ist, beträgt einen Monat; sie ist 
eine Notfrist und beginnt mit der Zustellung des Be- 
schlusses. 


(5) Für die Einstellung der Zwangsvollstreckung 
und die Aufhebung bereits getroffener Vollstrek- 
kungsmaßregeln sind die §§ 769 und 770 der Zivilpro- 
zeßordnung entsprechend anzuwenden. Die Aufhe- 
bung einer Vollstreckungsmaßregel ist auch ohne Si- 
cherheitsleistung zulässig. 


§30 

§ 30 

(1) Wird die Zulassung der Zwangsvollstreckung 
auf die Beschwerde (§ 11) oder die Rechtsbeschwerde 
(§ 17) aufgehoben oder abgeändert, so ist der Gläubi- 
ger zum Ersatz des Schadens verpfüchtet, der dem 
Schuldner durch die Vollstreckung des Schuldtitels 
oder durch eine Leistung zur Abwendung der Voll- 
streckung entstanden ist. Das gleiche gilt, wenn die 
Zulassung der Zwangsvollstreckung aus einer Ent- 
scheidung, die zum Zeitpunkt der Zulassung nach 
dem Recht des Urteilsstaats noch mit einem ordentii- 
chen Rechtsmittel angefochten werden konnte, nach 
§ 29 aufgehoben oder abgeändert wird. 

unverändert 

(2) Für die Geltendmachung des Anspruchs ist das 
Landgericht ausschließhch zuständig, das über den 
Antrag, den Schuldtitel mit der Vollstreckungsklausel 
zu versehen, entschieden hat. 


§31 

§ 31 

Wird die Entscheidimg in dem Staat, in dem sie 
ergangen ist, aufgehoben oder abgeändert und kann 
die davon begünstigte Partei diese Tatsache nicht 
mehr in dem Verfahren über den Antrag auf Feststel- 
lung der Anerkennung geltend machen, so ist § 29 
entsprechend anzuwenden. 

unverändert 

FÜNFTER TEIL 

FÜNFTER TEIL 

Besondere Vorschriften für Entscheidungen 
deutscher Gerichte 

Besondere Vorschriften für Entscheidungen 
deutscher Gerichte 

§32 

§ 32 

(1) WiU eine Partei ein Versäumnis- oder Aner- 
kenntnisurteil, das nach § 313 b der Zivilprozeßord- 
nung in verkürzter Form abgefaßt worden ist, in einem 
anderen Vertrags Staat geltend machen, so ist das Ur- 
teil auf ihren Antrag zu vervollständigen. Der Antrag 
kann bei dem Gericht schrifthch oder durch Erklärung 
zu Protokoll der Geschäftsstelle gestellt werden. Über 
den Antrag wird ohne mündüche Verhandlung ent- 
schieden. 

unverändert 

(2) Zur Vervollständigung des Urteüs sind der Tat- 
bestand und die Entscheidungsgründe nachträghch 
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abzufassen, von den Richtern besonders zu unter- 
schreiben und der Geschäftsstelle zu übergeben; der 
Tatbestand und die Entscheidungsgründe können 
auch von Richtern unterschrieben werden, die bei 
dem Urteil nicht mitgewirkt haben. 

(3) Für die Berichtigung des nachträghch abgefaß- 
ten Tatbestands gilt § 320 der Zivilprozeßordnung 
entsprechend. Jedoch können bei der Entscheidung 
über einen Antrag auf Berichtigung auch solche Rich- 
ter mitwirken, die bei dem Urteil oder der nachträgli- 
chen Anfertigung des Tatbestands nicht mitgewirkt 
haben. 

(4) Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend 
für die Vervollständigung von Arrestbefehlen, einst- 
weiligen Anordnungen und einstweüigen Verfügun- 
gen, die in einem anderen Vertragsstaat geltend ge- 
macht werden sollen und nicht mit einer Begründung 
versehen sind. 


§ 33 § 33 

Vollstreckungsbescheide, Arrestbefehle und einst- unverändert 

wellige Verfügungen, die nach dem zwischenstaatü- 
chen Vertrag außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes anerkannt und zur Zwangsvollstreckung zu- 
gelassen werden können, sind, sofern die Anerken- 
nung und Zwangsvollstreckung betrieben werden 
soll, auch dann mit der Vollstreckungsklausel zu ver- 
sehen, wenn dies für eine Zwangsvollstreckung im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes nach § 796 Abs. 1, 

§ 929 Abs. 1 und § 936 der Zivilprozeßordnung nicht 
erforderhch wäre. 


SECHSTER TEIL 
Mahnverfahren 


SECHSTER TEIL 
Mahnverfahren 


§ 34 § 34 

(1) Das Mahnverfahren findet auch statt, wenn die unverändert 

Zustellung des Mahnbescheids in einem anderen Ver- 
tragsstaat erfolgen muß. In diesem Fall kann der An- 
spruch auch die Zahlung einer bestimmten Geld- 
summe in ausländischer Währung zum Gegenstand 

haben. 

(2) Macht der Antragsteller geltend, daß das Gericht 
auf Grund einer Vereinbarung zuständig sei, hat er 
dem Mahnantrag die nach dem jeweüigen Vertrag 
erforderlichen Schriftstücke über die Vereinbarung 
beizufügen. 

(3) Die Widerspruchsfrist (§ 692 Abs. 1 Nr. 3 der Zi- 
vilprozeßordnung) beträgt einen Monat. In dem 
Mahnbescheid ist der Antragsgegner darauf hinzu- 
weisen, daß er einen Zustellungsbevollmächtigten zu 
benennen hat (§174 der Zivilprozeßordnung und § 4 
Abs. 2 und 3 dieses Gesetzes). § 175 der Zivilprozeß- 
ordnung gilt entsprechend mit der Maßgabe, daß der 
Zustellungsbevollmächtigte innerhadb der Wider- 
spruchsfrist zu benennen ist. 
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SIEBENTER TEIL 

Auszuführende zwischenstaatliche Verträge 
§ 35 

(1) Dieses Gesetz ist bei der Ausführung folgender 
Verträge anzuwenden; 

1. Übereinkommen vom 27. September 1968 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Han- 
delssachen (BGBl. 1972 II S. 773); 

2. Haager Übereinkommen vom 2. Oktober 1973 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Un- 
terhaltsentscheidungen (BGBl. . . .); 

3. Vertrag vom 17. Juni 1977 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und dem Königreich Norwe- 
gen über die gegenseitige Anerkennung und Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen und ande- 
rer Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 
1981 IIS. 341); 

4. Vertrag vom 20. Juli 1977 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und dem Staat Israel über die 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung ge- 
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen (BGBl. 1980 II S. 925); 

5. Vertrag vom 14. November 1983 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Spanien über die 
Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen und Vergleichen sowie vollstreck- 
baren öffentlichen Urkunden in Zivil- und Han- 
delssachen (BGBl. . . .). 

(2) Die Ausführung der Übereinkommen unterliegt 
ergänzend den Vorschriften des Achten Teüs, die den 
allgemeinen Regelungen Vorgehen. 

ACHTER TEIL 

Besondere Vorschriften für die einzelnen 
ZMÜschenstaatlichen Verträge 

ERSTER ABSCHNITT 

Übereinkommen vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (BGBL 1972 II S. 773) 


§36 

(1) Die Frist für die Beschwerde (§11) beträgt zwei 
Monate, wenn der Schuldner seinen Wohnsitz in ei- 
nem anderen Vertragsstaat als dem hat, in welchem 
die Entscheidung über die Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung ergangen ist (Artikel 36 Abs. 2 des Über- 
einkommens). 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
SIEBENTER TEIL 

Auszuführende zwischenstaatliche Verträge 
§ 35 

(1) Dieses Gesetz ist bei der Ausführung folgender 
Verträge anzuwenden; 

1. unverändert 


2. Haager Übereinkommen vom 2. Oktober 1973 
über die Anerkennung und Vollstreckung von Un- 
terhaltsentscheidungen (BGBl. 1986 II S. 825); 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. Vertrag vom 14. November 1983 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Spanien über die 
Anerkennung und Vollstreckung von gerichtlichen 
Entscheidungen und Vergleichen sowie vollstreck- 
baren öffentlichen Urkunden in Zivil- und Han- 
delssachen (BGBl. 1987 II S. 34). 

(2) unverändert 


ACHTER TEIL 

Besondere Vorschriften für die einzelnen 
zvdschenstaatlichen Verträge 

ERSTER ABSCHNITT 

Übereinkommen vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (BGBL 1972 II S. 773) 


§36 

unverändert 
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(2) § 9 Abs. 2 Satz 1 ist bei der Zustellung außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes dann nicht an- 
zuwenden, wenn ein Schriftstück in einem Vertrags- 
staat des Übereinkommens zugestellt werden muß. 

(3) Im übrigen bleiben § 9 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 
unberührt. 


§ 37 

(1) Das Oberlandesgericht kann auf Antrag des 
Schuldners seine Entscheidung über die Beschwerde 
gegen die Zulassung der Zwangsvollstreckung aus- 
setzen, wenn gegen die Entscheidimg im Ursprungs- 
staat ein ordentliches Rechtsmittel eingelegt oder die 
Frist hierfür noch nicht verstrichen ist; im letzteren 
Fall kann das Oberlandesgericht eine Frist bestim- 
men, innerhalb derer das Rechtsmittel einzulegen ist. 
Das Gericht kann die Zwangsvollstreckung auch von 
einer Sicherheitsleistung abhängig machen. 

(2) Absatz 1 ist im Verfahren auf Feststellung der 
Anerkennung einer Entscheidung (§§27 und 28) ent- 
sprechend anzuwenden. 


§38 

Die Rechtsbeschwerde (§§ 17 bis 19) ist stets zuläs- 
sig, wenn das Oberlandesgericht von einer Entschei- 
dung des Gerichtshofs der Europäischen Gemein- 
schaften ab gewichen ist. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Haager Übereinkommen vom 2. Oktober 1973 
über die Anerkennung und Vollstreckung von 
Unterhaltsentscheidungen (BGBl. . . .) 


§39 

(1) Die Anerkennung und Vollstreckung von öffent- 
lichen Urkunden aus einem anderen Vertragsstaat 
findet nur statt, wenn der andere Vertragsstaat die 
Erklärung nach Artikel 25 des Übereinkommens ab- 
gegeben hat. 

(2) Die Anerkennung und Vollstreckung von Ent- 
scheidungen aus einem anderen Vertragsstaat in Un- 
terhaltssachen zwischen Verwandten in der Seitenli- 
nie und zwischen Verschwägerten ist auf Verlangen 
des Verpflichteten zu versagen, wenn nach den Sach- 
vorschriften des Rechts des Staates, dem der Ver- 
pflichtete und der Berechtigte angehören, eine Unter- 
haltspflicht nicht besteht; dasselbe gilt, wenn sie 
keine gemeinsame Staatsangehörigkeit haben und 
nach dem am gewöhnlichen Aufenthaltsort des Ver- 
pflichteten geltenden Recht eine Unterhaltspflicht 
nicht besteht. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 37 

unverändert 


§38 

unverändert 

ZWEITER ABSCHNITT 

Haager Übereinkommen vom 2. Oktober 1973 
über die Anerkennung und Vollstreckung von 
Unterhaltsentscheidungen (BGBl. 1986 H S. 825) 

§ 39 

unverändert 
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§ 40 

(1) Die Frist für die Beschwerde (§11) beträgt zwei 
Monate, wenn die Zustellung an den Schuldner au- 
ßerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes erfol- 
gen muß. 

(2) § 9 Abs. 2 Satz 1 ist nur auf die Zustellung durch 
öffentliche Bekanntmachung anzuwenden. 

(3) Im übrigen bleiben § 9 Abs. 2 und § 11 Abs. 2 
unberührt. 


§41 

(1) Die Vorschriften über die Aussetzung des Ver- 
fahrens vor dem Oberlandesgericht und die Zulas- 
sung der Zwangsvollstreckung gegen Sicherheitslei- 
stung (§ 37 Abs. 1) sind entsprechend anzuwenden. 

(2) Die Vorschriften über die Feststellung der Aner- 
kennung einer Entscheidung (§§27 und 28), über die 
Aufhebung oder Änderung dieser Feststellung (§§29 
bis 31) sowie über das Mahnverfahren (§34) finden 
keine Anwendung. 


DRITTER ABSCHNITT 

Vertrag vom 17. Juni 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Norwegen über die gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
und anderer Schuldtitel in Zivil- und 
Handelssachen (BGBL 1981 11 S. 341) 


§ 42 

Hat der Schuldner keinen Wohnsitz im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes, so ist für die Vollstreckbarer- 
klärung von Entscheidungen und Prozeßvergleichen 
auch das Landgericht örtlich zuständig, in dessen Be- 
zirk der Schuldner Vermögen hat. 


§ 43 

Ist die Entscheidung auf die Leistung einer be- 
stimmten Geldsumme gerichtet, so bedarf es für die 
Zulassung zur Zwangsvollstreckung nicht des Nach- 
weises, daß die Entscheidung rechtskräftig ist (Arti- 
kel 10 Abs. 2 und Artikel 17 Abs. 1 Satz 2 des Ver- 
trags). 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§40 

unverändert 


§41 

unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 

Vertrag vom 17. Juni 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Norwegen über die gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen 
und anderer Schuldtitel ln Zivil- und 
Handelssachen (BGBl. 1981 II S. 341) 


§42 

unverändert 


§ 43 

unverändert 


§ 43 a 

Auf das Verfahren über die Beschwerde des 
Schuldners gegen die Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung (§11) findet §13 Abs. 2 keine Anwen- 
dung. 
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§ 44 § 44 

(1) Weist das Oberlandesgericht die Beschwerde unverändert 

des Schuldners gegen die Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung (§ 11) zurück oder läßt es auf die Be- 
schwerde des Gläubigers (§ 16) die Zwangsvollstrek- 
kung aus dem Schuldtitel zu, so entscheidet es abwei- 
chend von § 24 Abs. 1 zugleich darüber, ob die 

Zwangsvollstreckung über Maßregeln zur Sicherung 
hinaus fortgesetzt werden kann: 

1. Ist bei einer auf eine bestimmte Geldsumme lau- 
tenden Entscheidung der Nachweis, daß die Ent- 
scheidung rechtskräftig ist, nicht geführt, so ordnet 
das Oberlandesgericht an, daß die Vollstreckung 
erst nach Vorlage einer norwegischen Rechtskraft- 
bescheinigung nebst Übersetzung (Artikel 14 
Abs. 1 Nr. 2 und 6, Abs. 2 des Vertrags) unbe- 
schränkt stattfinden kann. 

2. Ist der Nachweis, daß die Entscheidung rechts- 
kräftig ist, geführt oder ist der Schuldtitel ein Pro- 
zeßvergleich, so ordnet das Oberlandesgericht an, 
daß die Zwangsvollstreckung unbeschränkt statt- 
finden darf. 

(2) § 24 Abs. 2 und 3 bleiben unberührt. 


§ 45 § 45 

(1) Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel, unverändert 

den der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 

Landgerichts mit der Vollstreckungsklausel versehen 
hat, ist auf Antrag des Gläubigers auch dann über 
Maßregeln zur Sicherung hinaus fortzusetzen (§25 
Abs. 1), wenn eine gerichtliche Anordnung nach § 44 
Abs. 1 Nr. 1 oder § 24 Abs. 2, 3 vorgelegt wird und die 
darin bestimmten Voraussetzungen erfüllt sind. 

(2) Ein Zeugnis gemäß § 25 Abs. 1 ist dem Gläubi- 
ger auf seinen Antrag abweichend von § 25 Abs. 2 
Nr. 1 nur zu erteilen, wenn der Schuldner bis zum 
Ablauf der Beschwerdefrist keine Beschwerdeschrift 
eingereicht hat und wenn 

1. der Gläubiger bei einer auf eine bestimmte Geld- 
summe lautenden Entscheidung nachweist, daß 
die Entscheidung rechtskräftig ist (Artikel 14 
Abs. 1 Nr. 2 und 6, Abs. 2 des Vertrags), 

2. die Entscheidung nicht auf eine bestimmte Geld- 
summe lautet oder 

3. der Schuldtitel ein gerichtlicher Vergleich ist. 

§ 25 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 finden keine Anwendung. 

(3) § 25 Abs. 3 bleibt unberührt. 


§46 §46 

Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel, zu unverändert 

dem der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 
Oberlandesgerichts die Vollstreckungsklausel erteilt 
hat, ist abweichend von § 26 Abs. 1 auf Antrag des 
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Gläubigers nur im Rahmen einer gerichtlichen Anord- 
nung nach § 44 oder § 24 Abs. 2, 3 fortzusetzen. Eines 
besonderen Zeugnisses des Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle bedarf es nicht. 


§47 

(1) Auf das Verfahren über die Rechtsbeschwerde 
sind neben den in § 19 Abs. 3 auf geführten Vorschrif- 
ten auch die §§44 und 46 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Hat der Bundesgerichtshof eine Anordnung 
nach § 19 Abs. 3 in Verbindug mit § 44 Abs. 1 Nr. 1 
erlassen, so ist in Abweichung von § 19 Abs. 4 Satz 3 
ein Zusatz aufzunehmen, daß die Zwangsvollstrek- 
kung über Maßregeln zur Sicherung nicht hinausge- 
hen darf. Der Inhalt des Zusatzes bestimmt sich nach 
dem Inhalt der Anordnung. 


§48 

Die Vorschriften über die Feststellung der Anerken- 
nung einer Entscheidung (§§27 und 28) und über die 
Aufhebung oder Änderung dieser Feststellung (§§ 29 
bis 31) finden keine Anwendung. 


VIERTER ABSCHNITT 

Vertrag vom 20. Juli 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Staat 
Israel über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1980 II S, 925) 


§49 

Hat der Schuldner keinen Wohnsitz im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes, so ist für die Vollstreckbarer- 
klärung von Entscheidungen und gerichüichen Ver- 
gleichen auch das Landgericht örthch zuständig, in 
dessen Bezirk der Schuldner Vermögen hat. 


§50 

(1) Weist das Oberlandesgericht die Beschwerde 
des Schuldners gegen die Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung (§ 11) zurück oder läßt es auf die Be- 
schwerde des Gläubigers (§16) die Zwangsvollstrek- 
kung aus dem Schuldtitel zu, so entscheidet es abwei- 
chend von § 24 Abs. 1 zugleich darüber, ob die 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§47 

unverändert 


§48 

unverändert 


VIERTER ABSCHNITT 

Vertrag vom 20. Juli 1977 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Staat 
Israel über die gegenseitige Anerkennung und 
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1980 11 S. 925) 


§49 

unverändert 


§49a 

Auf das Verfahren über die Beschwerde des 
Schuldners gegen die Zulassung der Zwangsvoll- 
streckung (§11) findet §13 Abs. 2 keine Anwen- 
dung. 


§50 

unverändert 
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Zwangsvollstreckung über Maßregeln zur Sicherung 

hinaus fortgesetzt werden kann: 

1. Ist der Nachweis, daß die Entscheidung rechts- 
kräftig ist, nicht geführt, so ordnet das Oberlandes- 
gericht an, daß die Vollstreckung erst nach Vorlage 
einer israelischen Rechtskraftbescheinigung nebst 
Übersetzung (Artikel 15 Abs. 1 Nr. 2 und 7 des Ver- 
trags) unbeschränkt stattfinden darf. 

2. Ist der Nachweis, daß die Entscheidung rechts- 
kräftig ist, erbracht oder hat die Entscheidung eine 
Unterhaltspflicht zum Gegenstand oder ist der 
Schuldtitel ein Prozeßvergleich, so ordnet das 
Oberlandesgericht an, daß die Zwangsvollstrek- 
kung unbeschränkt stattfinden darf. 

(2) § 24 Abs. 2 und 3 bleiben unberührt. 


§51 §51 

(1) Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel, unverändert 

den der Urkundsbeamte der Geschäftsstelle des 

Landgerichts mit der Vollstreckungsklausel versehen 
hat, ist auf Antrag des Gläubigers auch dann über 
Maßregeln zur Sicherung hinaus fortzusetzen (§ 25 
Abs. 1), wenn eine gerichtiiche Anordnung nach § 50 
Abs. 1 Nr. 1 oder § 24 Abs. 2, 3 vorgelegt wird und die 
darin bestimmten Voraussetzungen erfüllt sind. 

(2) Ein Zeugnis gemäß § 25 Abs. 1 ist dem Gläubi- 
ger auf seinen Antrag abweichend von § 25 Abs. 2 
Nr. 1 nur zu erteilen, wenn der Schuldner bis zum 
Ablauf der Beschwerdefrist keine Beschwerdeschrift 
eingereicht hat und wenn 

1. der Gläubiger den Nachweis führt, daß die Ent- 
scheidung rechtskräftig ist (Artikel 21 des Ver- 
trags), 

2. die Entscheidung eine Unterhaltspflicht zum Ge- 
genstand hat (Artikel 20 des Vertrags) oder 

3. der Schuldtitel ein gerichüicher Vergleich ist. 

§ 25 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 finden keine Anwendung. 

(3) § 25 Abs. 3 bleibt unberührt. 


§ 52 § 52 

Die Zwangsvollstreckung aus dem Schuldtitel, zu unverändert 

dem der Urkündsbeamte der Geschäftsstelle des 
Oberlandesgerichts die Vollstreckungsklausel erteilt 
hat, ist abweichend von § 26 Abs. 1 auf Antrag des 
Gläubigers nur im Rahmen einer gerichüichen Anord- 
nung nach § 50 oder § 24 Abs. 2, 3 fortzusetzen. Eines 
besonderen Zeugnisses des Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle bedarf es nicht. 


§53 


§53 


(1) Auf das Verfahren über die Rechtsbeschwerde unverändert 

sind neben den in § 19 Abs. 3 auf geführten Vorschrif- 
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ten auch die §§50 und 52 entsprechend anzuwen- 
den. 

(2) Hat der Bundesgerichtshof eine Anordnung 
nach § 19 Abs. 3 in Verbindung mit § 50 Abs. 1 Nr. 1 
erlassen, so ist abweichend von § 19 Abs. 4 Satz 3 ein 
Zusatz aufzunehmen, daß die Zwangsvollstreckung 
über Maßregeln zur Sicherung nicht hinausgehen 
darf. Der Inhalt des Zusatzes bestimmt sich nach dem 
Inhalt der Anordmmg. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Vertrag vom 14. November 1983 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Spanien 
über die Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen und Vergleichen 
sowie vollstreckbaren öffentlichen Urkunden in 
Zivil- und Handelssachen (BGBL . . .) 


§54 

Artikel 7 des Gesetzes zur VereinheiÜichung und 
Änderung famüienrechtiicher Vorschriften (Famüien- 
rechtsänderungsgesetz) vom 11. August 1961 (BGBl. I 
S. 1221) bleibt durch die Vorschriften dieses Gesetzes 
unberührt (Artikel 10 Abs. 4 des Vertrags). 

NEUNTER TEIL 

Anpassung und Aufhebung von Gesetzen 
§55 

(1) Das Gerichtskostengesetz in der Fassimg der 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch . . . , wird wie folgt 
geändert: 

Im Kostenverzeichnis (Anlage 1) wird in der Spalte 
„Gebührentatbestand" in der Überschrift zu A.IV.2. 
die Zahlenangabe „3 bis 6" durch „3 und 4" ersetzt; 
unter Streichung der bisherigen Überschriften zu 
A.rV.4., A.rV.5. und A.IV.6. wird vor der Num- 
mer 1096 in der Spalte „Gebührentatbestand" einge- 
fügt: 

„4. Verfahren auf Zulassung der Zwangsvollstrek- 
kung aus Schuldtiteln und auf Feststellung der 
Anerkennung einer Entscheidung nach dem Ge- 
setz vom . . . zur Ausführung zwischenstaatiicher 
Anerkennungs- und Vollstreckungsverträge in 
Zivü- und Handelssachen (BGBl. . . .)." 

(2) Das Rechtspflegergesetz vom 5. November 1969 
(BGBl. I S. 2065), zuletzt geändert durch . . . , wird wie 
folgt geändert: 

1. § 20 Satz 1 Nr. 12 wird wie folgt gefaßt: 

„12. die Erteüung der vollstreckbaren Ausferti- 
gungen in den Fällen des § 726 Abs. 1, der 
§§ 727 bis 729, 733, 738, 742, 744, 745 Abs. 2 
sowie des § 749 der Zivilprozeßordnung;". 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Vertrag vom 14. November 1983 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Spanien 
über die Anerkennung und Vollstreckung von 
gerichtlichen Entscheidungen und Vergleichen 
sowie vollstreckbaren öffentlichen Urkunden in 
Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1987 U S. 34) 


§54 

unverändert 


NEUNTER TEIL 

Anpassung und Aufhebung von Gesetzen 
§55 

(1) Das Gerichtskostengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3047), zuletzt geändert durch . . . , wird wie folgt 
geändert: 

Im Kostenverzeichnis (Anlage 1) wird in der Spalte 
„Gebührentatbestand" in der Überschrift zu A.IV.2. 
die Zahlenangabe „3 bis 7" durch „3 und 4" ersetzt; 
unter Streichung der bisherigen Überschriften zu 
A.rV.4., A.IV.5., A.rV.6. und A.rV.7. wird vor der Num- 
mer 1096 in der Spalte „Gebührentatbestand" einge- 
fügt: 

„4. unverändert 


(2) unverändert 
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2. § 20 Satz 1 Nr. 16 a wird wie folgt gefaßt: 

„16 a. die Anordnung, daß die Sache versteigert 
und der Erlös hinterlegt werde, nach § 23 
des Gesetzes vom . . . zur Ausführung zwi- 
schenstaatiicher Anerkennungs- und VoU- 
streckungsverträge in Zivil- und Handelssa- 
chen (BGBl. 

3. § 26 wird wie folgt gefaßt: 

„§26 

Verhältnis des Rechtspflegers zum Urkunds- 
beamten der Geschäftsstelle 

Die Zuständigkeit des Urkundsbeamten der Ge- 
schäftsstelle nach Maßgabe der gesetzhchen Vor- 
schriften bleibt unberührt, soweit sich nicht aus 
§ 20 Satz 1 Nr. 12 (zu den §§ 726ff. der Zivilprozeß- 
ordnung), aus § 21 Abs. 1 Nr. 1 und 2 (Festset- 
zungsverfahren) und aus § 24 (Aufnahme von Er- 
klärungen) etwas anderes ergibt. " 

(3) Die 2üvilprozeßordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Ghederungsnummer 310-4, veröffent- 
hchten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
. . ., wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 313 b wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn zu er- 
warten ist, daß das Versäumnisurteü oder das An- 
erkenntnisurteil im Ausland geltend gemacht wer- 
den soU. " 

2. § 688 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Müßte der Mahnbescheid im Ausland zuge- 
steUt werden, so findet das Mahnverfahren nur 
im Rahmen zwischenstaatiicher Übereinkünfte 
statt. “ 

3. § 922 wird wie folgt gefaßt: 

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 einge- 
fügt: 

„Die Entscheidung, durch die der Arrest angeord- 
net wird, ist in jedem Falle dann zu begründen, 
wenn sie im Ausland geltend gemacht werden 
soU. " 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3, der bisherige 
Absatz 3 wird Absatz 4. 


§ 56 

(1) Unbeschadet des Absatzes 2 treten außer 

Kraft: 

1. Gesetz vom 29. Juh 1972 zur Ausführung des Über- 
einkommens vom 27. September 1968 über die ge- 
richthche Zuständigkeit und die Vollstreckung ge- 
richthcher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen (BGBl. 1972 I S. 1328); 

2. Gesetz vom 10. Juni 1981 zur Ausführung des Ver- 
trages vom 17. Juni 1977 zwischen der Bundesre- 
publik Deutschland und dem Königreich Norwe- 
gen über die gegenseitige Anerkennung und Voll- 
streckung gerichtlicher Entscheidungen und ande- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(3) Die Zivilprozeßordnung in der im Bundesgesetz- 
blatt Teil III, Ghederungsnummer 310-4, veröffent- 
hchten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
. . ., wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. ln § 922 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 


„Die Entscheidung, durch die der Arrest angeord- 
net wird, ist zu begründen, wenn sie im Ausland 
geltend gemacht werden soU. “ 


§56 

(1) Unbeschadet des Absatzes 2 treten außer 
Kraft: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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rer Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 
1981 I S. 514); 

3. Gesetz vom 13. August 1980 zur Ausführung des 
Vertrages vom 20. Juh 1977 zwischen der Bundes- 
repubhk Deutschland und dem Staat Israel über die 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung ge- 
richüicher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen (BGBl. 1980 I S. 1301). 


(2) Die in Absatz 1 genannten Gesetze sind in Ver- 
fahren, die zur Ausführung der in § 35 Abs. 1 Nr. 1, 3 
und 4 genannten Verträge bei Inkrafttreten dieses 
Gesetzes anhängig gemacht worden sind, weiterhin 
anzuwenden. 

ZEHNTER TEIL 
Konzentrationsermächtigung 

§57 

(1) Die Landesregierungen werden für die Durch- 
führung dieses Gesetzes ermächtigt, die Entschei- 
dung über Anträge auf Erteilung der Vollstreckungs- 
klausel zu ausländischen Schuldtiteln in Zivil- und 
Handelssachen, über Anträge auf Aufhebung oder 
Abänderung dieser VoUstreckungsklausel und über 
Anträge auf Feststellung der Anerkennung einer aus- 
ländischen Entscheidung für die Bezirke mehrerer 
Landgerichte einem von ihnen zuzuweisen. Die Er- 
mächtigung kann auch für das Übereinkommen vom 
27. September 1968 über die gerichthche Zuständig- 
keit und die Vollstreckung gerichtUcher Entscheidun- 
gen in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1972 II S. 773) 
allein ausgeübt werden. 


(2) Die Landesregierungen können die Ermächti- 
gung auf die Landes) ustizverwaltungen übertragen. 

ELFTER TEIL 

Schluß- und Übergangsvorschriften 
§58 

Dieses Gesetz güt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
hn. 

§59 

(1) Dieses Gesetz tritt, soweit im folgenden nichts 
anderes bestimmt ist, am Tage der Verkündung in 
Kraft. 


3. Gesetz vom 13. August 1980 zur Ausführung des 
Vertrages vom 20. Juh 1977 zwischen der Bundes- 
repubhk Deutschland und dem Staat Israel über die 
gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung ge- 
richthcher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen (BGBl. 1980 I S. 1301); 

4. Gesetz vom 25. Juli 1986 zur Ausführung des Haa- 
ger Übereinkommens vom 2. Oktober 1973 über 
die Anerkennung und Vollstreckung von Unter- 
haltsentscheidungen (BGBl. 1986 1 S. 1156). 

(2) Die in Absatz 1 genannten Gesetze sind in Ver- 
fahren, die zur Ausführung der in § 35 Abs. 1 Nr. 1 bis 
4 genannten Verträge bei Inkrafttreten dieses Geset- 
zes anhängig gemacht worden sind, weiterhin anzu- 
wenden. 

ZEHNTER TEIL 
Konzentrationsermächtigung 


§57 

(1) Die Landesregierungen werden für die Durch- 
führung dieses Gesetzes ermächtigt, durch Rechts- 
verördnung die Entscheidung über Anträge auf Ertei- 
lung der Vollstreckungsklausel zu ausländischen 
Schuldtiteln in Zivil- und Handelssachen, über An- 
träge auf Aufhebung oder Abänderung dieser Voll- 
streckungsklausel und über Anträge auf Feststellung 
der Anerkennung einer ausländischen Entscheidung 
für die Bezirke mehrerer Landgerichte einem von ih- 
nen zuzuweisen, sofern dies der sachlichen Förde- 
rung oder schnelleren Erledigung der Verfahren 
dient. Die Ermächtigung kann auch für das Überein- 
kommen vom 27. September 1968 über die gerichtli- 
che Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichthcher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 
1972 II S. 773) allein ausgeübt werden. 

(2) Die Landesregierungen können die Ermächti- 
gung durch Rechtsverordnung auf die Landesjustiz- 
verwaltungen übertragen. 


ELFTER TEIL 

Schluß- und Übergangsvorschriften 


§58 

unverändert 


§59 

(1) unverändert 
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(2) § 35 Abs. 1 Nr. 2 und die §§ 39 bis 41 treten 
gleichzeitig mit dem Haager Übereinkommen vom 
2. Oktober 1973 über die Anerkennung und Vollstrek- 
kung von Unterhaltsentscheidungen, § 35 Abs. 1 Nr. 5 
und § 54 gleichzeitig mit dem Vertrag vom 14. No- 
vember 1983 zwischen der Bundesrepubhk Deutsch- 
land und Spanien über die Anerkennung und Voll- 
streckung von gerichtlichen Entscheidungen und 
Vergleichen sowie vollstreckbaren öffentlichen Ur- 
kunden in Zivil- und Handelssachen in Kraft. Der Tag 
des Inkrafttretens ist im Bundesgesetzblatt bekannt- 
zugeben. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

(2) § 35 Abs. 1 Nr. 5 und § 54 treten gleichzeitig mit 
dem Vertrag vom 14. November 1983 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Spanien über die 
Anerkennung und Vollstreckung von gerichthchen 
Entscheidungen und Vergleichen sowie vollstreckba- 
ren öffentlichen Urkunden in Zivü- und Handelssa- 
chen in Kraft. Der Tag des Inkrafttretens ist im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Bericht der Abgeordneten Eylmann und Stiegler 


Beratungsverfahren 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf 
— Drucksache 11/351 — in seiner 20. Sitzung vom 
25. Juni 1987 in erster Lesung beraten und an den 
Rechtsausschuß überwiesen. Der Rechtsausschuß hat 
den Gesetzentwurf in seiner 10. Sitzung am 11. No- 
vember 1987 und in seiner 14. Sitzung am 13. Januar 
1988 beraten. Er empfiehlt einstimmig, den Gesetz- 
entwurf mit einigen redaktionellen Änderungen und 
unter Einschluß der Vorschläge des Bundesrates an- 
zunehmen. 


Zielsetzung und Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der vorliegende Gesetzentwurf dient der Ausführung 
bilateraler wie multilateraler Übereinkommen, die auf 
zivil- und handelsrechtlichem Gebiet die Anerken- 
nung und Vollstreckung von ausländischen Zivilurtei- 
len und sonstigen Schuldtiteln regeln. Während bis- 
her zu jedem Übereinkommen ein gesondertes Aus- 
führungsgesetz ergehen mußte, in dem insbesondere 
das Verfahren zur Anerkennung und Vollstreckung 
festzulegen war, soll der vorliegende Gesetzentwurf 
für alle zukünftig abzuschließenden Verträge an- 
wendbar sein. Diese rechtstechnische Vereinfachung 
soll jedoch auch in die Vergangenheit zurückwirken. 
Da sich der Gesetzentwurf inhaltlich am EWG-Ge- 
richtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen 
(GVÜ) vom 27. September 1968 und dem hierzu er- 
gangenen deutschen Ausführungsgesetz orientiert, 
kann er zugleich die nach diesem Vorbild bereits in 
Kraft getretenen Ausführungsgesetze ersetzen. Diese 
aufzuhebenden Ausführungsgesetze betreffen die 
Übereinkommen mit Norwegen (1977) und Israel 
(1980) sowie das EWG-Gerichtsstands- und Vollstrek- 
kungsübereinkommen vom 27. September 1968 und 
das Haager Übereinkommen über die Anerkennung 
und Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen 
vom 2. Oktober 1973. Soweit die zu diesen Überein- 
kommen ergangenen Ausführungsgesetze spezielle 
Vorschriften aufweisen, die nicht Inhalt der jetzt vor- 
geschlagenen allgemeinen Regelung sind, werden sie 
in einem besonderen Teil des vorliegenden Gesetz- 
entwurfs aufgenommen. Darüber hinaus enthält der 
Gesetzentwurf Ausführungsbestimmungen zum An- 
erkennungs- und Vollstreckungs vertrag mit Spanien 
vom 14. November 1983. Zu diesem Vertrag, der in 
der 10. Wahlperiode ratifiziert worden ist, ist bisher 
noch kein Ausführungsgesetz ergangen. 

Die Ausführungsvorschriften zu den älteren Überein- 
kommen mit der Schweiz (1929), Italien (1937), Bel- 
gien (1958), Österreich (1959), Großbritannien (1960), 
Griechenland (1961), Niederlande (1962) und Tune- 
sien (1966) werden durch den vorliegenden Gesetz- 
entwurf nicht berührt. 


Inhaltlich orientiert sich der Gesetzentwurf am EWG- 
Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkommen 
(GVÜ) und dem hierzu ergangenen Ausführungsge- 
setz, da sich diese Vorschriften in der Praxis auch hin- 
sichtlich der Regelungsdichte bewährt haben. Der 
Entwurf regelt im wesentlichen folgendes: 

— Anwendungsbereich des Gesetzes und Vorrang 
des jeweils auszuführenden Übereinkommens 
(§ 1 ), 

— Verfahren auf Zulassung der Zwangsvollstrek- 
kung aus Gerichtsentscheidungen und sonstigen 
Schuldtiteln (§§ 2 bis 26), 

— Verfahren zur Feststellung der Anerkennungsfä- 
higkeit einer Entscheidung (§§ 27f.), 

— Auswirkungen einer Aufhebung oder Änderung 
des Schuldtitels im Ursprungsstaat (§§ 29 bis 31), 

— Gestaltung deutscher Schuldtitel, die im Ausland 
anerkannt oder vollstreckt werden sollen (Vervoll- 
ständigung von abgekürzt abgefaßten Versäum- 
nis- und Anerkenntnisurteilen; Vollstreckungs- 
klausel bei Vollstreckungsbescheiden, Arresten 
und einstweiligen Verfügungen) (§§ 32 f.), 

— Ausführungsbestimmungen zum Mahnverfahren, 
soweit dieses in einem Übereinkommen vorgese- 
hen ist (§ 34), 

— Katalog der Übereinkommen, für die das vorge- 
schlagene allgemeine Ausführungsgesetz gelten 
soll (§35), 

— Sonderbestimmungen zu einzelnen Übereinkom- 
men (§§ 36 bis 54). 


Begründung der Beschlußempfehlung 

Der Gesetzentwurf ist von allen im Rechtsausschuß 
vertretenen Fraktionen begrüßt worden, da er die An- 
zahl der Ausführungsgesetze reduziert und den Sach- 
bereich der Anerkennung und Vollstreckung auslän- 
discher Schuldtitel durch eine allgemeine Regelung 
übersichthcher gestaltet. 

Soweit der Rechtsausschuß die Annahme in der Fas- 
sung des Regierungsentwurfs empfiehlt, sei hier auf 
die Begründung in Drucksache 11/351 verwiesen. 

Die vorgeschlagenen Änderungen der §§ 8, 13, 19, 57 
und die Einfügung der §§ 43 a, 49 a gehen auf Vor- 
schläge des Bundesrates zurück, denen auch die Bun- 
desregierung zugestimmt hat. Zur Begründung sei 
hier auf die entsprechenden Ausführungen in der 
Stellungnahme des Bundesrates zum Regierungsent- 
wurf Bezug genommen (abgedruckt als Anlage 2 in 
Drucksache 11/351). 
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Die sonstigen, in der Ausschußfassung enthaltenen 
Änderungsvorschläge sind redaktioneller Natur. § 55 
Abs. 3 Nr. 3 soll sprachlich verbessert werden. Im üb- 
rigen ist zu berücksichtigen, daß zwischenzeitlich so- 
wohl das Haager Übereinkommen vom 2. Oktobjer 
1973 über die Anerkennung und Vollstreckung von 


Unterhaltsentscheidungen einschließlich des hier- 
zu ergangenen Ausführungsgesetzes in Kraft getre- 
ten als auch das Zustimmungsgesetz zum deutsch- 
spanischen Anerkennungs- und Vollstreckungs- 
vertrag vom 14. November 1983 verabschiedet wor- 
den ist. 


Bonn, den 24. Februar 1988 


Eylmann Stiegler 

Berichterstatter 
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